
Liebe Landsleute,

das Grundgesetz garantiert die 
Freiheit des Glaubens und die 
ungestörte Religionsausübung. 
Für diese Grundrechte treten wir 
Republikaner ein. Weil wir die 
Verfassung und unsere Werte 
verteidigen, stellen wir uns dem 
fundamentalistischen Islam 
entgegen.

Der Islam ist, wenn er konsequent an Koran und Scharia 
ausgerichtet ist, mit unserem aus christlich-abendländischer 
Tradition erwachsenen Verständnis von Freiheit und Vernunft 
und mit den Wertvorstellungen des Grundgesetzes nicht 
vereinbar.

Ein zunehmend aggressiver auftretender Islam missbraucht 
und unterläuft die Freiheitsrechte des Grundgesetzes, um 
Sonderrechte zu beanspruchen, sich in Parallelgesellschaften 
nach islamischen Vorstellungen einzurichten und das Fern-
ziel der Islamisierung Europas voranzutreiben.

Gegenüber der Intoleranz des Islams kann es keine Toleranz 
geben. Solange keine christlichen Kirchen in islamischen 
Ländern gebaut oder erhalten werden dürfen, darf es keine 
Moschee-Neubauten bei uns geben. 

Die Republikaner fordern daher Volksbegehren auf nationa-
ler und europäischer Ebene zum Verbot des Neubaus von 
Moscheen und Minaretten.

Ihr Rolf Schlierer

Dr. med. Rolf Schlierer (55) ist Arzt und Rechtsanwalt und seit 1994 Bundes-
vorsitzender der Partei Die Republikaner. Im Gemeinderat der Landeshaupt-
stadt Stuttgart vertritt er als Stadtrat die Interessen der Bürger.
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Berlin 2030 – das geht schneller, als Sie denken!



Islam auf dem Vormarsch 
Rund 3,5 Millionen Muslime leben bei uns, die Hälfte sind 
türkische Staatsbürger. Fast dreitausend Moscheen und 
Gebetshäuser stehen in Deutschland, 1970 waren es nur 
drei. Viele muslimische Einwanderer sind angepasst und 
rechtstreu. Doch in Großstädten wachsen muslimische 
Parallelgesellschaften, die Sprache, Werte und Kultur des 
Landes, in dem sie leben, ablehnen. Radikale Vereine und 
Verbände nutzen das, um die Islamisierung voranzutreiben.

Zwielichtige Islam-Verbände
Einflussreiche Verbände, die sich als Interessenvertreter 
aller Muslime aufspielen, wollen nicht Integration, sondern 

die Zementierung von 
Parallelgesellschaften und 
sind oft Tummelplatz für 
Islamisten und Verfassungs-
feinde. Sie in sogenannten 

„Islamkonferenzen“ zu 
hofieren ist grundfalsch und 
stößt säkulare und integra-
tionsbereite Muslime vor 
den Kopf. Die Republikaner 
wollen dagegen islami-
stische und terroristische 
Bestrebungen durch Über-
wachungsmaßnahmen, Ver-
bote von Vereinen, Schlie-
ßung radikaler Moscheen 

und Kulturzentren und Ausweisung erkannter Islamisten 
und Hassprediger im Ansatz bekämpfen. 

Antisemitismus und Deutschenhass
Antisemitismus und deutschfeindlicher Rassismus, der sich 
aus dem Überlegenheitsgefühl des Islam gegenüber ande-
ren Religionen speist, untergräbt die öffentliche Sicherheit. 
Importierter Antisemitismus muslimischer Einwanderer ist 
zur größten Bedrohung jüdischen Lebens in Deutschland 
geworden. Hier muss durchgegriffen werden.

Aushöhlung des Rechtsstaats
Grundlage des Zusammenlebens in Deutschland ist die be-
stehende Rechts- und Werteordnung des Grundgesetzes und 
der deutschen Gesetzbücher, 
der sich auch alle hier leben-
den Muslime unterordnen 
müssen. Die Anwendung des 
Scharia-Rechts in Deutschland, 
etwa bei Eheschließungen, 
lehnen die Republikaner strikt 
ab. Für muslimische Straftäter 
darf es auch keinen „kultu-
rellen Bonus“ geben. Soge-
nannte „Ehrenmorde“ müssen 
deshalb mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe und anschlie-
ßender Sicherungsverwahrung 
geahndet werden. 

Meinungsfreiheit in Gefahr
Weltweit versuchen radikale Muslime, durch Morddro-
hungen, Gewalt und militante Demonstrationen jede Kritik 
am Islam zu ersticken. Diesen Erpressungen dürfen wir uns 
nicht beugen: Opfern wir die Meinungsfreiheit, zerstören wir 
die Freiheit und unsere Demokratie.

Islamisierung des öffentlichen Lebens
Sport- und Klassenfahrtbefreiungen für muslimische Mäd-
chen, Sonderbadetage für Musliminnen in öffentlichen 
Schwimmbädern, Schul- und Kantinenessen nach musli-
mischen Speisevorschriften – in vielen kleinen Schritten 
setzen muslimische Einflussgruppen die schleichende 
Islamisierung des öffentlichen Lebens durch. Dem müssen 
wir uns widersetzen: Eine Minderheit darf nicht der Mehrheit 
durch Intoleranz und Dauerbeleidigtsein die Lebensweise zu 
diktieren versuchen. 

Kopftücher? Nein danke!
Einwanderer muslimischen Glaubens müssen sich 
assimlieren, um sich zu integrieren – so wie alle anderen 
Einwanderer auch. Das Kopftuch als Symbol des sich 
abgrenzenden politischen Islams ist frauen- und inte-
grationsfeindlich und eine bewußte Provokation unserer 
Rechts- und Werteordnung. Die Republikaner haben im 
Landtag von Baden-Württemberg das Kopftuchverbot 
im öffentlichen Dienst angestoßen und treten für ein 
generelles Kopftuch- und Burkaverbot an öffentlichen 
Einrichtungen nach französischem Vorbild ein.

Keine neuen Moscheen und Minarette
Moscheen sind keine Gotteshäuser, sondern soziokul-
turelle Zentren einer Parallelgesellchaft. Den Bau von 
Großmoscheen und Minaretten als Triumphzeichen 
der islamischen Landnahme und „Herrschaftssymbole“ 
(Necla Kelek) lehnen die Republikaner strikt ab. Kommu-
nalpolitiker der Republikaner haben Bürgerinitiativen 
gegen geplante Moscheebauten vielerorts erfolgreich 
unterstützt. Für die Ausübung der grundgesetzlich 
garantierten Religionsfreiheit reichen schlichte, der 
architektonischen Umgebung angepasste Gebetsräume 
vollkommen aus.

Wer rechtstreu in Deutschland leben und arbeiten will, unsere Sprache, Werte und Kultur achtet, ist willkommen. 
Wer lieber in einem islamischen Staat leben will, soll sich in einem solchen niederlassen – es gibt viele davon. 
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